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§ 3
Freiheit von Wissenschaft und Kunst,

Forschung, Lehre und Studium;
wissenschaftliche Redlichkeit

(1) Die Hochschulen sind frei in Forschung, Lehre und Kunst. Das Land und die Hochschulen
stellen sicher, dass die Mitglieder der Hochschule die durch Artikel 5 Abs. 3 Satz 1 des
Grundgesetzes (GG) verbürgten Grundrechte wahrnehmen können.

(2) Die Freiheit der Forschung (Artikel 5 Abs. 3 Satz 1 GG) umfasst insbesondere die
Fragestellung, die Grundsätze der Methodik sowie die Bewertung des Forschungsergebnisses
und seine Verbreitung. Satz 1 gilt für künstlerische Entwicklungsvorhaben und für die
Kunstausübung entsprechend.

(3) Die Freiheit der Lehre (Artikel 5 Abs. 3 Satz 1 GG) umfasst im Rahmen der zu
erfüllenden Lehraufgaben insbesondere die Abhaltung von Lehrveranstaltungen und deren
inhaltliche und methodische Gestaltung sowie das Recht auf Äußerung von
wissenschaftlichen und künstlerischen Lehrmeinungen. Beschlüsse der zuständigen
Hochschulorgane in Fragen der Lehre sind insoweit zulässig, als sie sich auf die Organisation
des Lehrbetriebes und auf die Aufstellung und Einhaltung von Studien- und
Prüfungsordnungen beziehen; sie dürfen die Freiheit im Sinne von Satz 1 nicht
beeinträchtigen. Die Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.

(4) Die Freiheit des Studiums umfasst, unbeschadet der Studien- und Prüfungsordnungen
und an der Dualen Hochschule unbeschadet des § 29 Abs. 6 Satz 3, insbesondere die freie
Wahl von Lehrveranstaltungen, das Recht, innerhalb eines Studiengangs Schwerpunkte nach
eigener Wahl zu bestimmen, sowie die Erarbeitung und Äußerung wissenschaftlicher und
künstlerischer Meinungen. Beschlüsse der zuständigen Hochschulorgane in Fragen des
Studiums sind insoweit zulässig, als sie sich auf die Organisation und ordnungsgemäße
Durchführung des Lehr- und Studienbetriebes und auf die Gewährleistung eines
ordnungsgemäßen Studiums beziehen.

(5) Alle an der Hochschule wissenschaftlich Tätigen sowie die Studierenden sind zu
wissenschaftlicher Redlichkeit verpflichtet. Hierzu sind die allgemein anerkannten
Grundsätze guter wissenschaftlicher Praxis einzuhalten. Ein Verstoß hiergegen liegt
insbesondere vor, wenn in einem wissenschaftserheblichen Zusammenhang vorsätzlich oder
grob fahrlässig Falschangaben gemacht werden, geistiges Eigentum anderer verletzt oder
die Forschungstätigkeit Dritter erheblich beeinträchtigt wird. Im Rahmen der Selbstkontrolle
in der Wissenschaft stellen die Hochschulen Regeln zur Einhaltung der allgemein
anerkannten Grundsätze guter wissenschaftlicher Praxis und zum Umgang mit
wissenschaftlichem Fehlverhalten auf.

§ 3 LHG wird von folgenden Dokumenten zitiert
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§ 4
Chancengleichheit von Frauen und Männern;

Gleichstellungsbeauftragte

(1) Die Hochschulen fördern bei der Wahrnehmung aller Aufgaben die tatsächliche
Durchsetzung der Chancengleichheit von Frauen und Männern und berücksichtigen diese als
durchgängiges Leitprinzip; sie wirken auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin, fördern
aktiv die Erhöhung der Frauenanteile in allen Fächern und auf allen Ebenen, in denen
Frauen unterrepräsentiert sind, und sorgen für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und
wissenschaftlicher, künstlerischer und medizinischer Tätigkeit. Die Hochschulen stellen
jeweils für fünf Jahre Gleichstellungspläne für das hauptberuflich tätige wissenschaftliche
Personal auf, die Ziel- und Zeitvorgaben enthalten. Sie berichten regelmäßig über deren
Umsetzung und Ergebnisse. Im Senat und im Fakultätsrat sollen mindestens drei
stimmberechtigte Frauen vertreten sein.

(2) Der Senat wählt in der Regel aus dem Kreis des an der Hochschule hauptberuflich
tätigen weiblichen wissenschaftlichen Personals eine Gleichstellungsbeauftragte und bis zu
drei Stellvertreterinnen; die Grundordnung legt die Dauer der Amtszeit mit mindestens zwei
und höchstens vier Jahren fest. Wiederwahl ist zulässig. Der Senat regelt die Zahl der
Stellvertreterinnen und die Reihenfolge der Stellvertretung. Der Senat kann eine beratende
Gleichstellungskommission nach § 19 Abs. 1 einrichten.

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei der Durchsetzung der verfassungsrechtlich
gebotenen Chancengleichheit von Frauen und Männern und bei der Beseitigung bestehender
Nachteile für wissenschaftlich tätige Frauen sowie Studentinnen mit. Die
Gleichstellungsbeauftragte nimmt an den Sitzungen der Fakultäts- und Sektionsräte, der
Hochschulräte, der Akademischen Senate und der Berufungs- und Auswahlkommissionen
mit beratender Stimme teil; sie kann sich hierbei vertreten lassen und ist wie ein Mitglied
zu laden und zu informieren. Sie hat das Recht auf frühzeitige Beteiligung an
Stellenausschreibungen und auf Einsicht in Bewerbungsunterlagen, sofern sich Frauen und
Männer um die Stelle beworben haben. Bei Stellenbesetzungen in Bereichen geringer
Repräsentanz von Frauen kann sie an Vorstellungs- und Auswahlgesprächen teilnehmen,
soweit nicht nur Frauen oder nur Männer die vorgesehenen Voraussetzungen für die
Besetzung der Personalstelle oder des zu vergebenden Amtes erfüllen. Die
Gleichstellungsbeauftragte erstattet dem Senat einen jährlichen Bericht über ihre Arbeit.

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte hat auch die Aufgabe, bei sexueller Belästigung
Ansprechpartnerin für wissenschaftlich tätige Frauen und Studentinnen zu sein. Sie wirkt,
unbeschadet der Verantwortlichkeit von Organen und Gremien der Hochschule, darauf hin,
dass wissenschaftlich tätige Frauen und Studentinnen vor sexueller Belästigung geschützt
werden. Informationen über persönliche und sachliche Verhältnisse von Betroffenen dürfen
nicht ohne deren Einverständnis an Dritte weitergegeben oder sonst verwertet werden. Die
Gleichstellungsbeauftragte ist zu beteiligen, soweit betroffene Frauen einer Beteiligung nicht
widersprechen. Ist ein Gleichstellungsbeauftragter bestellt, hat diese Aufgabe eine
Stellvertreterin wahrzunehmen.
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(5) Die Gleichstellungsbeauftragte ist über jede Angelegenheit, die einen unmittelbaren
Bezug zu ihrer Aufgabenstellung aufweist, frühzeitig zu unterrichten.

(6) Der Gleichstellungsbeauftragten ist zur wirksamen Erfüllung ihrer Aufgaben die
erforderliche Personal- und Sachausstattung im Haushalt der Hochschule bereitzustellen.
Die Gleichstellungsbeauftragte ist zur Ausübung ihres Amtes von ihren sonstigen
Dienstaufgaben angemessen zu entlasten.

(7) Die Gleichstellungsbeauftragte ist dem Vorstand unmittelbar zugeordnet und hat ein
unmittelbares Vortragsrecht. Sie ist in der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht an Weisungen
gebunden. Wegen ihrer Tätigkeit darf die Gleichstellungsbeauftragte weder allgemein noch
in ihrer beruflichen Entwicklung benachteiligt werden.

(8) Die Grundordnung kann an den Studienakademien örtliche Gleichstellungsbeauftragte
vorsehen. Die Grundordnung regelt das Nähere insbesondere zu deren Wahl, deren
Befugnissen unter Berücksichtigung der Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten der
Hochschule und deren Zuordnung.

Weitere Fassungen dieser Norm

§ 4 LHG, vom 01.01.2005, gültig ab 01.03.2009 bis 14.02.2011

§ 4 LHG wird von folgenden Dokumenten zitiert

Gesetze Landesrecht

Baden-Württemberg
§ 88 LHG, gültig ab 15.02.2011
§ 45 LHG, gültig ab 01.01.2011
§ 16 KITG, gültig ab 25.07.2009
§ 20 KITG, gültig ab 25.07.2009
§ 9 KITG, gültig ab 25.07.2009
§ 7 LHG, gültig ab 01.03.2009
§ 6 DH-ErrichtG, gültig ab 01.01.2009
§ 9 DH-ErrichtG, gültig ab 01.01.2009
§ 10c PolFHErV BW, gültig ab 31.07.2007
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§ 5
Evaluation

(1) Zur Sicherung einer hohen Qualität und Leistungsfähigkeit richten die Hochschulen
unter der Gesamtverantwortung des Vorstands ein Qualitätsmanagementsystem ein.

(2) Zur Bewertung der Erfüllung der Aufgaben der Hochschulen nach § 2 sowie bei der
Durchsetzung der Chancengleichheit von Frauen und Männern nehmen die Hochschulen
regelmäßig Eigenevaluationen vor. Darüber hinaus sind in angemessenen zeitlichen
Abständen Fremdevaluationen durchzuführen. Die Durchführung einer Fremdevaluation ist
einer externen Evaluationseinrichtung oder einer externen Gutachterkommission zu
übertragen. Bei der Evaluation der Lehre sind die Studierenden zu beteiligen. Die
Ergebnisse sind dem Wissenschaftsministerium im Rahmen des Jahresberichts nach § 13
Abs. 9 zu berichten und sollen veröffentlicht werden.

(3) Die Hochschulen dürfen zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach Absatz 2 und § 13 Abs. 9 die
erforderlichen Erhebungen und weiteren Datenverarbeitungen vornehmen. Die betroffenen
Mitglieder und Angehörigen der Hochschule sind gegenüber ihrer Hochschule zur Mitwirkung
und zur Angabe auch personenbezogener Daten verpflichtet. Die Befragung von
Studierenden und von Teilnehmern von Lehrveranstaltungen und die Auswertung der
Antworten darf nur so erfolgen, dass die Antworten und Auswertungen nicht oder nur mit
einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft bestimmten oder
bestimmbaren Befragten zugeordnet werden können. Die Hochschulen erlassen Satzungen,
in denen die zur Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 2 und § 13 Abs. 9 erforderlichen
Regelungen getroffen werden und auch bestimmt wird, welche personenbezogenen Daten
verarbeitet und in welchem Umfang und in welcher Form sie innerhalb und außerhalb der
Hochschule veröffentlicht werden.

§ 5 LHG wird von folgenden Dokumenten zitiert

Rechtsprechung

Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 9. Senat, 2. Mai 2007, Az: NC 9 S 105/06

Gesetze Landesrecht

Baden-Württemberg
§ 72 LHG, gültig ab 23.06.2010
§ 16 KITG, gültig ab 25.07.2009
§ 20 KITG, gültig ab 25.07.2009
§ 12 LHG, gültig ab 01.03.2009
§ 23 LHG, gültig ab 01.03.2009
§ 26 LHG, gültig ab 01.03.2009
§ 27e LHG, gültig ab 01.03.2009
§ 31 LHG, gültig ab 01.03.2009
§ 72 LHG, gültig ab 01.03.2009 bis 22.06.2010
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§ 6
Zusammenwirken der Hochschulen untereinander

und mit anderen Einrichtungen

(1) Zur besseren Erfüllung ihrer Aufgaben haben die Hochschulen untereinander, mit
Hochschulen anderer Länder und anderer Staaten, mit den Staatlichen Seminaren für
Didaktik und Lehrerbildung, mit staatlichen und staatlich geförderten Forschungs- und
Bildungseinrichtungen sowie mit Einrichtungen der Forschungsförderung
zusammenzuwirken. Das Zusammenwirken ist von den Hochschulen durch Vereinbarungen
sicherzustellen. Um insbesondere eine bestmögliche Nutzung der Hochschuleinrichtungen zu
erreichen, kann das Wissenschaftsministerium nach Anhörung der betroffenen Hochschulen
fachaufsichtliche Weisungen erteilen.

(2) Die Hochschule für Gestaltung Karlsruhe wirkt bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
insbesondere mit dem Zentrum für Kunst und Medientechnologie Karlsruhe (ZKM)
zusammen. Das Wissenschaftsministerium kann die Wahrnehmung von Aufgaben durch
Mitarbeiter dieser Hochschule im ZKM auf Grund von Kooperationsvereinbarungen zur
Dienstaufgabe erklären, wenn dies mit der Erfüllung der übrigen Aufgaben dieser Mitarbeiter
vereinbar ist. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Durch Vereinbarung nach Absatz 1 kann geregelt werden, dass eine der beteiligten
Hochschulen bestimmte Aufgaben für alle Beteiligten erfüllt, insbesondere den übrigen
Beteiligten und deren Mitgliedern die Mitbenutzung ihrer Einrichtungen gestattet. Führen
die Hochschulen einen Studiengang oder mehrere Studiengänge gemeinsam durch, so kann
die übernehmende Hochschule die erforderlichen Satzungen mit Wirkung für und gegen alle
Beteiligten erlassen; die Satzungen sind nach § 8 Abs. 6 bekannt zu machen.

(4) Zur Verbesserung ihrer Zusammenarbeit und zur gemeinsamen Erfüllung ihrer Aufgaben
in Forschung, Kunst, Lehre, Studium und Weiterbildung können die Hochschulen durch die
Vorstände der beteiligten Hochschulen nach Anhörung der Senate und der Aufsichtsräte
hochschulübergreifende wissenschaftliche oder künstlerische Einrichtungen und
Betriebseinheiten sowie Fakultäten und Sektionen als gemeinsame Einrichtungen mehrerer
Hochschulen errichten. Die beteiligten Hochschulen legen unter Berücksichtigung ihrer
fortbestehenden Leitungsverantwortung durch Vereinbarungen die Organisation und
Aufgaben solcher gemeinsamer Einrichtungen fest, die insbesondere auch die Personal- und
Wirtschaftsverwaltung umfassen können. Die Leitung wird auf Vorschlag der Senate von den
Vorständen bestimmt.

§ 6 LHG wird von folgenden Dokumenten zitiert

Gesetze Landesrecht

Baden-Württemberg
§ 46 LHG, gültig ab 01.01.2013
§ 6 HZG, gültig ab 23.06.2010
§ 20 KITG, gültig ab 25.07.2009
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§ 7
Struktur- und Entwicklungsplanung

(1) Die Hochschulen stellen für einen Zeitraum von fünf Jahren Struktur- und
Entwicklungspläne auf und schreiben sie regelmäßig fort; diese Pläne schließen die
Gleichstellungspläne nach § 4 Abs. 1 ein. In den Plänen stellen die Hochschulen ihre
Aufgaben und die vorgesehene fachliche, strukturelle, personelle, bauliche und finanzielle
Entwicklung dar und treffen Festlegungen für die künftige Verwendung freiwerdender
Stellen von Professuren. Bei der Aufstellung dieser Pläne ist auch die Chancengleichheit für
Frauen und Männer zu beachten. Die Pläne bezeichnen insbesondere die Schwerpunkte der
Ausbildung und der Forschung sowie die in den einzelnen Studiengängen angestrebten
Studienanfängerplätze.

(2) Die Struktur- und Entwicklungsplanung soll ein fachlich ausreichendes und regional
ausgewogenes Angebot in Forschung und Lehre sicherstellen und das gemeinschaftliche oder
hochschulübergreifende Angebot von Einrichtungen und deren wirtschaftliche Nutzung
gewährleisten. Die Struktur- und Entwicklungspläne bedürfen der Zustimmung des
Wissenschaftsministeriums. Die Zustimmung darf nur versagt werden, wenn die Struktur-
und Entwicklungspläne nicht mit den Zielen und Vorgaben des Landes in struktureller,
finanzieller und ausstattungsbezogener Hinsicht übereinstimmen.

§ 7 LHG wird von folgenden Dokumenten zitiert

Gesetze Landesrecht

Baden-Württemberg
§ 84 LHG, gültig ab 15.02.2011
§ 16 KITG, gültig ab 25.07.2009
§ 20 KITG, gültig ab 25.07.2009
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§ 10
Gremien; Verfahrensregelungen

(1) Art und Umfang der Mitwirkung der einzelnen Mitgliedergruppen und innerhalb der
Mitgliedergruppen sowie die zahlenmäßige Zusammensetzung der Gremien bestimmen sich
nach der fachlichen Gliederung der Hochschule, den Aufgaben der Gremien und nach der
Qualifikation, Funktion, Verantwortung und Betroffenheit der Mitglieder der Hochschule. Für
die Vertretung in den nach Mitgliedergruppen zusammengesetzten Gremien bilden

die Hochschullehrer und die außerplanmäßigen Professoren, soweit sie hauptberuflich
tätig sind und überwiegend Professorenaufgaben wahrnehmen,

1.

die Akademischen Mitarbeiter nach § 52, mit Ausnahme der Lehrkräfte nach § 52 Abs.
6,

2.

die Studierenden und eingeschriebenen Doktoranden,3.

die sonstigen Mitarbeiter4.

grundsätzlich je eine Gruppe; alle Mitgliedergruppen müssen vertreten sein und wirken
nach Maßgabe von Satz 1 grundsätzlich stimmberechtigt an Entscheidungen mit. Die
Grundordnung kann bei geringer Mitgliederzahl für die Mitglieder nach Satz 2 Nr. 2 und 4
eine gemeinsame Gruppe vorsehen. Die Mitwirkung der Ausbildungsstätten in der Dualen
Hochschule findet nach Maßgabe dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes
erlassenen Rechtsvorschriften im Aufsichtsrat, im Senat, im Hochschulrat, in der
Kommission für Qualitätssicherung und in den Fachkommissionen statt. Im Rahmen dieser
Mitwirkung führt jede Ausbildungsstätte unabhängig von ihrer Rechtsform und Größe eine
Stimme.

(2) Die Mitglieder eines Gremiums werden, soweit sie dem Gremium nicht kraft Amtes
angehören, für eine bestimmte Amtszeit bestellt oder gewählt; sie sind an Weisungen und
Aufträge ihrer Gruppe nicht gebunden. Frauen und Männer sollen bei der Besetzung
gleichberechtigt berücksichtigt werden.

(3) In nach Mitgliedergruppen zusammengesetzten Entscheidungsgremien, dem
Hochschulrat im Sinne von § 27c und dem Akademischen Senat verfügen die
Hochschullehrer bei der Entscheidung in Angelegenheiten, die die Lehre mit Ausnahme der
Bewertung der Lehre betreffen, mindestens über die Hälfte der Stimmen, in
Angelegenheiten, die die Forschung, künstlerische Entwicklungsvorhaben oder die Berufung
von Hochschullehrern unmittelbar betreffen, über die Mehrheit der Stimmen.

(4) Die Gremien tagen nicht öffentlich mit Ausnahme der Angelegenheiten nach § 19 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 und 2, 12 bis 14. Der Senat kann den Ausschluss der Öffentlichkeit bei
Störungen beschließen. Entscheidungen in Personalangelegenheiten erfolgen in geheimer
Abstimmung.

(5) Ist die Wahl eines Gremiums oder einzelner Mitglieder eines Gremiums rechtskräftig für
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ungültig erklärt worden, so führt dieses Gremium in der bisherigen Zusammensetzung die
Geschäfte bis zum Zusammentreten des auf Grund einer Wiederholungs- oder Neuwahl
neugebildeten Gremiums weiter. Die Rechtswirksamkeit der Tätigkeit dieser Mitglieder wird
durch die Ungültigkeit der Wahl nicht berührt. Satz 2 gilt bei einer fehlerhaften Besetzung
von Gremien entsprechend.

(6) Mitglieder kraft Amtes werden durch bestellte Stellvertreter vertreten. Für
Wahlmitglieder kann die Wahlordnung eine Stellvertretung vorsehen.

(7) Die Amtszeit der gewählten Mitglieder der Gremien beginnt in der Regel am 1. Oktober,
bei einer Einteilung des Studienjahres in Trimester am 1. September.

(8) Im Übrigen regelt die Hochschule die Verfahrensangelegenheiten ihrer Gremien in der
Grundordnung oder anderen Satzungen. Die Satzungen haben Regelungen zu treffen,
welche schriftlichen Erklärungen durch einfache elektronische Übermittlung oder durch
elektronische Form ersetzt werden können.

§ 10 LHG wird von folgenden Dokumenten zitiert

Rechtsprechung

Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 9. Senat, 4. August 2010, Az: 9 S 2315/09

Gesetze Landesrecht

Baden-Württemberg
§ 20 LHG, gültig ab 01.01.2013
§ 88 LHG, gültig ab 15.02.2011
§ 92 LHG, gültig ab 15.02.2011
§ 20 LHG, gültig ab 01.01.2011 bis 31.12.2012
§ 49 LHG, gültig ab 01.01.2011
§ 49 LHG, gültig ab 23.06.2010 bis 31.12.2010
§ 3 KIT-ErrichtG, gültig ab 25.07.2009
§ 10 KITG, gültig ab 25.07.2009
§ 16 KITG, gültig ab 25.07.2009
§ 20 KITG, gültig ab 25.07.2009
§ 3 KITG, gültig ab 25.07.2009
§ 9 KITG, gültig ab 25.07.2009
§ 15 LHG, gültig ab 01.03.2009
§ 20 LHG, gültig ab 01.03.2009 bis 31.12.2010
§ 9 StWG, gültig ab 06.01.2005
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Vom 1. Januar 2005 *)

§ 47
Einstellungsvoraussetzungen für Professoren

(1) Einstellungsvoraussetzungen für Professoren sind neben den allgemeinen
dienstrechtlichen Voraussetzungen

ein abgeschlossenes Hochschulstudium,

pädagogische Eignung, die in der Regel durch Erfahrung in der Lehre oder Ausbildung
nachzuweisen ist,

besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die Qualität
einer Promotion nachgewiesen wird, oder besondere Befähigung zu künstlerischer
Arbeit und

darüber hinaus je nach der Aufgabenstellung der Hochschule und den Anforderungen
der Stelle

zusätzliche wissenschaftliche Leistungen in Forschung und Lehre (Absatz 2),

zusätzliche künstlerische Leistungen, die auch in der künstlerischen Praxis
außerhalb des Hochschulbereichs erbracht sein können, oder

besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftlicher
Erkenntnisse und Methoden in einer mindestens fünfjährigen beruflichen Praxis,
von der mindestens drei Jahre außerhalb des Hochschulbereichs ausgeübt worden
sein müssen.

(2) Die zusätzlichen wissenschaftlichen oder künstlerischen Leistungen nach Absatz 1 Nr. 4
Buchst. a oder b werden in der Regel durch eine Habilitation, im Rahmen einer
Juniorprofessur oder einer Dozentur, im Übrigen insbesondere im Rahmen einer Tätigkeit als
Akademischer Mitarbeiter an einer Hochschule oder einer außeruniversitären
Forschungseinrichtung oder im Rahmen einer wissenschaftlichen Tätigkeit in der Wirtschaft
oder in einem anderen gesellschaftlichen Bereich im In- oder Ausland erbracht. Satz 1 gilt
nur bei der Berufung in ein erstes Professorenamt. Die für die Besetzung einer Professur
erforderlichen zusätzlichen wissenschaftlichen oder künstlerischen Leistungen werden
umfassend im Berufungsverfahren bewertet.

(3) Auf eine Stelle, deren Funktionsbeschreibung die Wahrnehmung
erziehungswissenschaftlicher oder fachdidaktischer Aufgaben in der Lehrerbildung vorsieht,
soll nur berufen werden, wer eine dreijährige Schulpraxis nachweist. Professoren an
Fachhochschulen und an der Dualen Hochschule müssen die Einstellungsvoraussetzungen
nach Absatz 1 Nr. 4 Buchst. c erfüllen; in besonders begründeten Ausnahmefällen können
solche Professoren berufen werden, wenn sie die Einstellungsvoraussetzungen nach Absatz
1 Nr. 4 Buchst. a oder b erfüllen.
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(4) Soweit es der Eigenart des Faches und den Anforderungen der Stelle, insbesondere einer
Professur auf Zeit, entspricht, kann abweichend von den Absätzen 1 bis 3 als Professor auch
eingestellt werden, wer hervorragende fachbezogene Leistungen in der beruflichen,
wissenschaftlichen oder künstlerischen Praxis und pädagogische Eignung nachweist.

(5) Professoren, die auch ärztliche oder zahnärztliche Aufgaben wahrnehmen, müssen
zusätzlich die Anerkennung als Facharzt nachweisen, soweit für das betreffende Fachgebiet
nach Landesrecht eine entsprechende Weiterbildung vorgesehen ist.

§ 47 LHG wird von folgenden Dokumenten zitiert

Rechtsprechung

Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 4. Senat, 9. Dezember 2009, Az: 4 S 2158/07
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 4. Senat, 7. Juni 2005, Az: 4 S 838/05

Gesetze Landesrecht

Baden-Württemberg
§ 51a LHG, gültig ab 15.02.2011
§ 74 LBeamtVGBW, gültig ab 01.01.2011
§ 17 LHG, gültig ab 01.01.2011
§ 55 LHG, gültig ab 01.01.2011
§ 14 KITG, gültig ab 25.07.2009
§ 17 LHG, gültig ab 01.03.2009 bis 31.12.2010
§ 55 LHG, gültig ab 01.03.2009 bis 31.12.2010
§ 51a LHG, gültig ab 24.11.2007 bis 14.02.2011
§ 56 LHG, gültig ab 06.01.2005

Verwaltungsvorschriften der Länder / von Landesverbänden

Baden-Württemberg
Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst, i. d. F. v. 29.06.2007,
Az.:13-7342.40/10/2
Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst, i. d. F. v. 22.11.2005,
Az.:13-7342.40/10/2
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§ 48
Berufung von Professoren

(1) Wird eine Professur frei, so prüft die Hochschule, ob deren Funktionsbeschreibung
geändert, die Stelle einem anderen Aufgabenbereich zugewiesen oder nicht wieder besetzt
werden soll; der Fakultätsrat, die Fachgruppe oder die Studienakademie ist vor der
Entscheidung zu hören. Eine Beteiligung des Wissenschaftsministeriums gemäß § 46 Abs. 3
Satz 3 entfällt, wenn das Ergebnis der Prüfung nach Satz 1 mit einem Struktur- und
Entwicklungsplan der Hochschule übereinstimmt, dem das Wissenschaftsministerium
zugestimmt hat.

(2) Professuren sind in der Regel international auszuschreiben. Die Ausschreibung muss Art
und Umfang der zu erfüllenden Aufgaben beschreiben. Von der Ausschreibung einer
Professur und der Durchführung des Berufungsverfahrens kann abgesehen werden, wenn
ein Professor in einem Beamtenverhältnis auf Zeit oder einem befristeten
Angestelltenverhältnis auf dieselbe Professur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit
oder einem unbefristeten Angestelltenverhältnis berufen wird. Ferner kann von der
Ausschreibung abgesehen und das Berufungsverfahren angemessen vereinfacht werden,
wenn ein Juniorprofessor oder ein Dozent der eigenen Hochschule auf die entsprechende
Professur berufen werden soll, bereits in der Ausschreibung der Juniorprofessur oder
Dozentur die spätere Übernahme auf die Professur in Aussicht gestellt worden ist, die
Anforderungen an Eignung, Befähigung und fachliche Leistung erfüllt sind und eine
entsprechende Stelle zur Verfügung steht. Weiterhin kann im Hinblick auf die Qualität und
Profilbildung der Hochschule von der Ausschreibung einer Professur in Ausnahmefällen mit
Zustimmung des Wissenschaftsministeriums abgesehen werden, wenn nur eine
herausragend qualifizierte Persönlichkeit zur Verfügung steht; in diesem Fall kann die
Hochschule das Berufungsverfahren angemessen vereinfachen.

(3) Die Professoren werden vom Vorstandsvorsitzenden der Hochschule im Einvernehmen
mit dem Wissenschaftsministerium berufen. Juniorprofessoren und Dozenten der eigenen
Hochschule können in der Regel nur berücksichtigt werden, wenn sie nach ihrer Promotion
die Hochschule gewechselt hatten oder mindestens zwei Jahre außerhalb der berufenden
Hochschule wissenschaftlich oder künstlerisch tätig waren. An Pädagogischen Hochschulen
können bei Berufungen in der Sonderpädagogik Juniorprofessoren und Dozenten auch
berücksichtigt werden, wenn sie drei Jahre außerhalb der Hochschule beruflich tätig waren.
Bei der Berufung auf eine Professur können Mitglieder der eigenen Hochschule nur in
begründeten Ausnahmefällen und nur dann, wenn zusätzlich die Voraussetzungen von Satz
2 vorliegen, berücksichtigt werden. Die Berufung von Personen, die sich nicht beworben
haben, ist zulässig. Sollen zu Berufende Aufgaben im Universitätsklinikum erfüllen, so darf
die Berufung nur erfolgen, wenn das Universitätsklinikum sein Einvernehmen erklärt hat.

(4) Unbeschadet des Satzes 8 bildet der Vorstand im Benehmen mit der Fakultät zur
Vorbereitung des Berufungsvorschlags eine Berufungskommission, die von einem
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Vorstandsmitglied oder einem Mitglied des Fakultätsvorstands der Fakultät geleitet wird, in
der die Stelle zu besetzen ist; der betroffenen Fakultät steht ein Vorschlagsrecht für die
Besetzung der Berufungskommission zu. In der Berufungskommission verfügen die
Professoren über die Mehrheit der Stimmen; ihr müssen außerdem mindestens eine
hochschulexterne sachverständige Person, zwei fachkundige Frauen sowie ein Studierender
angehören. Sind mit der zu besetzenden Professur Aufgaben im Universitätsklinikum
verbunden, so sind ein Mitglied des Klinikumsvorstands und eine von diesem bestimmte
fachkundige Person berechtigt, mit Stimmrecht an den Sitzungen der Berufungskommission
teilzunehmen. Die Berufungskommission stellt, bei W 3-Professuren unter Einholung
auswärtiger und vergleichender Gutachten, einen Berufungsvorschlag auf, der drei Namen
enthalten soll; bei künstlerischen Professuren an Musik- und Kunsthochschulen genügen
auswärtige Gutachten. Der Studiendekan oder der Studienbereichsleiter hat zu den
Fähigkeiten und Erfahrungen der Bewerber in der Lehre Stellung zu nehmen. Die einzelnen
Mitglieder der Berufungskommission können ein Sondervotum abgeben, das dem
Berufungsvorschlag anzufügen ist. Die Grundordnung regelt die Art der Beteiligung des
Fakultätsrats und des Akademischen Senats (§ 25 Abs. 1 Satz 2, § 27 d Abs. 1 Satz 3 Nr. 4)
und kann eine Beteiligung des Senats vor der Beschlussfassung durch den Vorstand
vorsehen. Abweichend von Satz 1 bildet an der Dualen Hochschule der Rektor der
Studienakademie, an der die Stelle zu besetzen ist, im Einvernehmen mit dem Vorstand
eine Berufungskommission, die er leitet, sofern nicht ein Vorstandsmitglied den Vorsitz
übernimmt oder er ihn auf einen Vertreter überträgt. Im Übrigen gelten die Sätze 2 und 4
bis 7.

(5) Die Hochschule darf Professoren Zusagen über die Ausstattung des vorgesehenen
Aufgabenbereichs mit Personal- und Sachmitteln im Rahmen der vorhandenen Ausstattung
machen. Sie stehen unter dem Vorbehalt der Bewilligung der erforderlichen Haushaltsmittel
durch den Landtag sowie staatlicher und hochschulinterner Maßgaben zur Verteilung von
Stellen und Mitteln. Die Zusagen über die personelle und sachliche Ausstattung der
Aufgabenbereiche von Professoren sind im Rahmen von Berufungs- und
Bleibeverhandlungen auf maximal fünf Jahre zu befristen und von der Hochschule jeweils
nach Ablauf von fünf weiteren Jahren im Hinblick auf die Maßgaben von § 13 Abs. 2 zu
überprüfen. Die Hochschulen haben frühere Zusagen im Sinne von Satz 3 regelmäßig zu
überprüfen und gegebenenfalls anzupassen.

(6) Wird Personen übergangsweise die Wahrnehmung der Aufgaben eines Professors
übertragen, so sind Absätze 2 bis 4 nicht anzuwenden. Mit dem Auftrag der Wahrnehmung
der Aufgaben eines Professors sind das Wahlrecht und die Wählbarkeit eines Professors nicht
verbunden.

Weitere Fassungen dieser Norm

§ 48 LHG, vom 01.01.2005, gültig ab 01.01.2013
§ 48 LHG, vom 01.01.2005, gültig ab 01.03.2009 bis 14.02.2011

§ 48 LHG wird von folgenden Dokumenten zitiert

Rechtsprechung

Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 9. Senat, 21. Oktober 2008, Az: 9 S 1507/06
VG Sigmaringen 1. Kammer, 21. März 2006, Az: 1 K 1797/04

Gesetze Landesrecht

Baden-Württemberg
§ 14 KITG, gültig ab 25.07.2009
§ 46 LHG, gültig ab 01.03.2009 bis 31.12.2012
§ 12 PolFHErV BW, gültig ab 31.07.2007

Verwaltungsvorschriften der Länder / von Landesverbänden

Baden-Württemberg
Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst, i. d. F. v. 29.06.2007,
Az.:13-7342.40/10/2
Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst, i. d. F. v. 22.11.2005,
Az.:13-7342.40/10/2
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§ 49
Dienstrechtliche Stellung der Professoren

(1) Die Professoren werden, soweit sie in das Beamtenverhältnis berufen werden, zu
Beamten auf Zeit, auf Probe oder auf Lebenszeit ernannt.

(2) Für Professoren kann auch ein befristetes oder unbefristetes Angestelltenverhältnis
durch Abschluss eines Dienstvertrages begründet werden. Ein befristeter Dienstvertrag kann
auch für eine Probezeit abgeschlossen werden. Der Dienstvertrag wird vom
Wissenschaftsministerium abgeschlossen. § 7 Abs. 1 Nr. 2, § 33 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2
BeamtStG gelten entsprechend. Die Befugnis zum Abschluss von Dienstverträgen kann vom
Wissenschaftsministerium allgemein oder im Einzelfall auf den Vorstandsvorsitzenden
übertragen werden. Für die Zeit der Zugehörigkeit zum Lehrkörper führen die angestellten
Professoren die gleiche Bezeichnung wie die entsprechenden beamteten Professoren.
Professoren in einem befristeten privatrechtlichen Anstellungsverhältnis können in einem
Umfang von mindestens einem Fünftel und weniger als der Hälfte der regelmäßigen
Arbeitszeit eines entsprechenden vollbeschäftigten Professors beschäftigt werden
(unterhälftige Beschäftigung); für die Berechnung der Zeiten nach Absatz 5 Satz 1 Halbsatz
2 finden die Zeiten der unterhälftigen Beschäftigung keine Berücksichtigung. Unterhälftig
beschäftigte Professoren müssen in einem hauptberuflichen Beschäftigungsverhältnis
außerhalb des Hochschulbereichs stehen. Im Anstellungsvertrag ist zu regeln, dass dieser
ohne Kündigung endet, wenn das hauptberufliche Beschäftigungsverhältnis außerhalb des
Hochschulbereichs endet. Eine Erhöhung des Beschäftigungsumfangs auf oder über die
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit ist ausgeschlossen. § 50 Abs. 2 findet mit Ausnahme des
Satzes 1 Nr. 1 keine Anwendung. Unterhälftig beschäftigte Professoren gelten als
Hochschullehrer im Sinne des § 44 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1; sie sind Angehörige der Hochschule
im Sinne des § 9 Abs. 4; sieht die Grundordnung ein aktives oder passives Wahlrecht vor, so
wird es in der Mitgliedergruppe nach § 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 ausgeübt. Im Dienstvertrag ist
die Lehrverpflichtung in entsprechender Anwendung der nach § 44 Abs. 4 erlassenen
Rechtsverordnung zu regeln.

(3) Soweit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, können Professoren im Interesse der
Forschungs- und Kunstförderung an Forschungs- oder Kunsteinrichtungen, die zumindest
teilweise aus Mitteln der öffentlichen Hand finanziert werden, insbesondere im Rahmen von
Kooperationsvereinbarungen mit Hochschulen auf Antrag ohne Bezüge bis zu zwölf Jahren
beurlaubt werden. Die Beurlaubung bedarf der Zustimmung des Fakultätsvorstands oder des
Rektors der Studienakademie. Auf Antrag kann die Beurlaubung verlängert werden. Für die
Zeit der Beurlaubung wird das Vorliegen öffentlicher Belange oder dienstlicher Interessen
anerkannt. Der Senat kann in diesen Fällen auf Antrag der zuständigen Fakultät oder der
zuständigen Studienakademie bestimmen, dass die Mitgliedschaftsrechte und -pflichten
während der Zeit der Beurlaubung nicht ruhen. Die Beurlaubung kann auch mit der
Maßgabe erfolgen, dass die Pflichten nach § 46 als in entsprechendem Umfang
fortbestehend erklärt werden, wenn die Tätigkeit bei einer Einrichtung nach Satz 1 nicht die
volle Arbeitskraft des Professors erfordert.
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(3a) Die Hochschulen können Professoren auf Antrag zur Ausübung einer Tätigkeit bei
anderen als den in Absatz 3 genannten Einrichtungen bis zu vier Jahre unter Wegfall der
Bezüge beurlauben, wenn die während der Beurlaubung ausgeübte Tätigkeit dienstlichen
Interessen dient. Die Beurlaubung bedarf der Zustimmung des Fakultätsvorstands oder des
Rektors der Studienakademie. In begründeten Ausnahmefällen kann die Beurlaubung mit
Zustimmung des Wissenschaftsministeriums einmalig um bis zu drei Jahre verlängert
werden. Absatz 3 Sätze 4 bis 6 gilt entsprechend.

(4) Der Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze wird zum Ende des
Semesters wirksam, in dem der Professor die Altersgrenze erreicht. Erfolgt die Versetzung in
den Ruhestand auf Antrag, so soll sie zum Ende eines Semesters ausgesprochen werden, es
sei denn, dass gesundheitliche Gründe entgegenstehen. Eine Entlassung aus dem
Beamtenverhältnis auf Antrag kann bis zum Ende des Semesters hinausgeschoben werden,
wenn dienstliche Belange dies erfordern. Die Professoren können nach dem Eintritt in den
Ruhestand Lehrveranstaltungen abhalten und an Prüfungsverfahren mitwirken.

(5) Die Professoren im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder auf Zeit oder im
Angestelltenverhältnis können nach ihrem Ausscheiden aus der Hochschule die Bezeichnung
,,Professor" oder ,,Professorin" als akademische Würde führen; dies gilt nur, wenn sie
mindestens sechs Jahre als Professor an der Hochschule tätig waren und sie nicht auf Grund
anderer Bestimmungen befugt sind, die Bezeichnung ,,Professor" oder ,,Professorin" zu
führen. Die Befugnis zur Führung dieser Bezeichnung kann vom Senat der Hochschule
widerrufen werden, wenn sich das frühere Mitglied des Lehrkörpers ihrer als nicht würdig
erweist.

(6) Professoren können für bestimmte Forschungs- und Entwicklungsvorhaben sowie zur
Fortbildung in der Praxis unter Belassung der Bezüge ganz oder teilweise von ihren
sonstigen Dienstaufgaben zeitweise freigestellt werden (Atelier-, Repertoire-, Forschungs-
oder Praxissemester). Die ordnungsgemäße Vertretung des Faches in der Lehre sowie die
Durchführung von Prüfungen müssen gewährleistet sein. Die Freistellung kann in der Regel
nur für ein Semester und frühestens vier Jahre nach Ablauf der letzten Freistellung
ausgesprochen werden. Über den Freistellungsantrag entscheidet der Vorstand der
Hochschule. Dem Antrag darf nur entsprochen werden, wenn der Professor sich verpflichtet,
während der Freistellung nach Satz 1 Nebentätigkeiten nur unter den Voraussetzungen und
in dem Umfang auszuüben, wie dies nach den nebentätigkeitsrechtlichen Bestimmungen
gestattet ist. Über das Ergebnis der Forschungsarbeit während des Forschungssemesters soll
den zuständigen Hochschulgremien berichtet werden. Das erarbeitete musikalische
Repertoire soll in der Musikhochschule öffentlich vorgetragen und Werke der bildenden
Kunst sollen in der Akademie öffentlich ausgestellt werden.

(7) Professoren der Pädagogischen Hochschulen können nach Maßgabe von Absatz 6 für ein
oder zwei Semester ganz oder teilweise von ihren sonstigen Dienstaufgaben freigestellt
werden, um in der Regel durch Übernahme eines Teillehrauftrages an einer Schule nach den
dienstrechtlichen Regelungen für Lehrer dieser Schulart ihre praktischen Erfahrungen
erweitern und wissenschaftlich vertiefen zu können. Während dieser Zeit untersteht der
Professor der Dienstaufsicht der Schulverwaltung.

Weitere Fassungen dieser Norm

§ 49 LHG, vom 01.01.2005, gültig ab 23.06.2010 bis 31.12.2010
§ 49 LHG, vom 01.01.2005, gültig ab 01.03.2009 bis 22.06.2010

§ 49 LHG wird von folgenden Dokumenten zitiert

Rechtsprechung

VG Stuttgart 18. Kammer, 27. März 2007, Az: 18 K 2223/07
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 4. Senat, 7. Juni 2005, Az: 4 S 838/05

Gesetze Landesrecht

Baden-Württemberg
§ 51a LHG, gültig ab 15.02.2011
§ 15 KITG, gültig ab 01.01.2011
§ 72 LHG, gültig ab 23.06.2010
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§ 14 KITG, gültig ab 25.07.2009
§ 15 KITG, gültig ab 25.07.2009 bis 31.12.2010
§ 51a LHG, gültig ab 24.11.2007 bis 14.02.2011
§ 15 2. HRÄG, gültig ab 06.01.2005

Verwaltungsvorschriften der Länder / von Landesverbänden

Baden-Württemberg
Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst, i. d. F. v. 22.03.2005,
Az.:13-0300.2/1/1
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Gesetz über die Hochschulen in Baden-Württemberg
(Landeshochschulgesetz - LHG)

Vom 1. Januar 2005 *)

§ 50
Hochschullehrer auf Probe und auf Zeit

(1) Bei der ersten Berufung in ein Professorenamt können Professoren zu Beamten auf
Probe ernannt werden. Die Probezeit beträgt drei Jahre. Bei einer Beschäftigung im
Angestelltenverhältnis gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend.

(2) Professoren können unabhängig von Absatz 1 in Ausnahmefällen auf Zeit ernannt oder
bestellt werden:

zur Gewinnung herausragend qualifizierter Personen aus Wissenschaft, Kunst oder
Berufspraxis,

1.

zur Wahrnehmung leitender Funktionen als Oberarzt oder zur selbstständigen
Vertretung eines Faches innerhalb einer Abteilung,

2.

bei vollständiger oder überwiegender Deckung der Kosten aus Mitteln Dritter,3.

in Verbindung mit einer leitenden Tätigkeit in einer außerhochschulischen
Forschungseinrichtung, die im Rahmen eines gemeinsamen Berufungsverfahrens
besetzt wird,

4.

zur Förderung besonders qualifizierten wissenschaftlichen Nachwuchses an
Universitäten und Pädagogischen Hochschulen oder

5.

für vorübergehend wahrzunehmende Aufgaben der Wissenschaft und Kunst,
Forschung und Lehre, der Lehrerbildung oder aus sonstigen Gründen, die eine
Befristung nahe legen.

6.

Die Beschäftigung in einem Professorenamt auf Zeit erfolgt für die Dauer von höchstens
sechs Jahren, in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 von höchstens zehn Jahren. In den Fällen des
Satzes 1 Nr. 5 wird ein Amt der Besoldungsgruppe W 2 übertragen. Die Beschäftigung
erfolgt im Beamtenverhältnis auf Zeit oder im befristeten Angestelltenverhältnis. Eine
erneute Berufung in ein Beamtenverhältnis auf Zeit oder der Abschluss eines befristeten
Dienstvertrages ist nur zulässig, wenn die Gesamtdauer der Beamtenverhältnisse auf Zeit
oder der befristeten Dienstverträge nach Satz 1 sechs Jahre, in den Fällen des Satzes 1 Nr.
3 zehn Jahre nicht übersteigt. Soll das Dienstverhältnis nach Satz 1 nach Fristablauf
befristet fortgesetzt werden, bedarf es nicht der erneuten Durchführung eines
Berufungsverfahrens; die Entscheidung darüber trifft der Vorstand auf Vorschlag der
zuständigen Fakultät oder der zuständigen Studienakademie. Ein Eintritt in den Ruhestand
mit Ablauf der Amtszeit ist ausgeschlossen. Im Übrigen gilt § 45 Abs. 6.

(3) Beamten des Landes Baden-Württemberg, die als Hochschullehrer zeitlich befristet oder
auf Probe beschäftigt werden sollen, kann für diesen Zeitraum Sonderurlaub unter Wegfall
der Bezüge gewährt werden; § 73 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 LBG gilt entsprechend. Das
bisherige Beamtenverhältnis bleibt bestehen. Während des Dienstverhältnisses als
Hochschullehrer auf Zeit oder als Professor im Beamtenverhältnis auf Probe ruhen die
Rechte und Pflichten aus dem bisherigen Beamtenverhältnis.
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Weitere Fassungen dieser Norm

§ 50 LHG, vom 01.01.2005, gültig ab 01.03.2009 bis 31.12.2010

§ 50 LHG wird von folgenden Dokumenten zitiert

Rechtsprechung

VG Stuttgart 3. Kammer, 16. April 2008, Az: 3 K 2222/07
VG Stuttgart 18. Kammer, 27. März 2007, Az: 18 K 2223/07

Gesetze Landesrecht

Baden-Württemberg
§ 51a LHG, gültig ab 15.02.2011
§ 49 LHG, gültig ab 01.01.2011
§ 51a LHG, gültig ab 24.11.2007 bis 14.02.2011

Verwaltungsvorschriften der Länder / von Landesverbänden

Baden-Württemberg
Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst, i. d. F. v. 05.12.2006,
Az.:13-7341.12/37/6
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Gesetz über die Hochschulen in Baden-Württemberg
(Landeshochschulgesetz - LHG)

Vom 1. Januar 2005 *)

§ 51
Juniorprofessur

(1) Juniorprofessoren haben die Aufgabe, sich durch die selbstständige Wahrnehmung der
ihrer Hochschule obliegenden Aufgaben in Wissenschaft und Kunst, Forschung, Lehre,
Studium sowie Weiterbildung für die Berufung auf eine Professur an einer Universität oder
gleichgestellten Hochschule zu qualifizieren. Dies ist bei der Ausgestaltung ihres
Dienstverhältnisses und der Funktionsbeschreibung ihrer Stelle zu gewährleisten.

(2) Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessoren sind neben den allgemeinen
dienstrechtlichen Voraussetzungen

ein abgeschlossenes Hochschulstudium,1.

pädagogische Eignung, die in der Regel durch Erfahrungen in der Lehre oder
Ausbildung nachzuweisen ist,

2.

eine besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die
herausragende Qualität einer Promotion nachgewiesen wird.

3.

Auf eine Stelle, deren Funktionsbeschreibung die Wahrnehmung
erziehungswissenschaftlicher oder fachdidaktischer Aufgaben in der Lehrerbildung vorsieht,
soll nur berufen werden, wer eine dreijährige Schulpraxis nachweist.

(3) Sofern vor oder nach der Promotion eine Beschäftigung als Akademischer Mitarbeiter
erfolgt ist, sollen Promotions- und Beschäftigungsphase zusammen nicht mehr als sechs
Jahre, im Bereich der Medizin nicht mehr als neun Jahre betragen haben. Verlängerungen
nach § 2 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 und 3 bis 5 des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes bleiben
hierbei außer Betracht. § 2 Abs. 3 Satz 1 des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes gilt
entsprechend.

(4) Die Stellen für Juniorprofessoren sind in der Regel international auszuschreiben. Die
Ausschreibung muss Art und Umfang der zu erfüllenden Aufgaben beschreiben. § 48 Abs. 1
gilt entsprechend.

(5) Die Juniorprofessoren werden auf Vorschlag der Auswahlkommission nach Anhörung des
Fakultätsrats vom Vorstand berufen. Bei der Berufung auf eine Juniorprofessur können
Mitglieder der eigenen Hochschule nur in begründeten Ausnahmefällen oder nur dann
berücksichtigt werden, wenn sie nach ihrem ersten Hochschulabschluss die Hochschule
einmal gewechselt haben oder mindestens zwei Jahre außerhalb der berufenden Hochschule
wissenschaftlich tätig waren. Soll die zu berufende Person Aufgaben im Universitätsklinikum
erfüllen, so darf die Berufung nur erfolgen, wenn das Universitätsklinikum sein
Einvernehmen erklärt hat.

(6) Zur Vorbereitung des Berufungsvorschlags bildet der Vorstand im Benehmen mit der
Fakultät eine Auswahlkommission, die von einem Vorstandsmitglied oder einem Mitglied des
Fakultätsvorstands der Fakultät geleitet wird, in der die Stelle zu besetzen ist; der
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betroffenen Fakultät steht ein Vorschlagsrecht für die Besetzung der Auswahlkommission zu.
In der Auswahlkommission verfügen die Professoren über die Mehrheit der Stimmen; ihr
müssen außerdem mindestens eine hochschulexterne sachverständige Person, zwei
fachkundige Frauen sowie ein Studierender angehören. Im Übrigen gilt § 48 Abs. 4
entsprechend.

(7) Juniorprofessoren werden für die Dauer von bis zu vier Jahren zu Beamten auf Zeit
ernannt. Das Beamtenverhältnis des Juniorprofessors soll mit seiner Zustimmung auf
Vorschlag der zuständigen Fakultät vom Vorstandsvorsitzenden auf insgesamt sechs Jahre
verlängert werden, wenn er sich nach den Ergebnissen einer Evaluation seiner Leistungen in
Forschung und Lehre als Hochschullehrer bewährt hat; anderenfalls kann das
Beamtenverhältnis mit Zustimmung des Juniorprofessors um bis zu einem Jahr verlängert
werden. Eine weitere Verlängerung ist abgesehen von den Fällen des § 45 Abs. 6 nicht
zulässig; dies gilt auch für eine erneute Einstellung als Juniorprofessor. Ein Eintritt in den
Ruhestand mit Ablauf der Dienstzeit ist ausgeschlossen.

(8) Für die Juniorprofessoren kann auch ein Angestelltenverhältnis begründet werden;
Absatz 7 gilt entsprechend. Sie führen während ihres Angestelltenverhältnisses die
Bezeichnung ,,Juniorprofessor" oder ,,Juniorprofessorin".

(9) Der Senat kann einem Juniorprofessor nach vollständigem Ablauf des
Beamtenverhältnisses auf Zeit oder des befristeten Angestelltenverhältnisses auf Vorschlag
der Fakultät die Bezeichnung ,,außerplanmäßiger Professor" oder ,,außerplanmäßige
Professorin" verleihen, wenn er sich nach Maßgabe von Absatz 7 Satz 2 weiterhin bewährt
hat und solange er Aufgaben in der Lehre im Umfang von mindestens zwei
Semesterwochenstunden wahrnimmt; die Durchführung dieser Veranstaltungen darf nicht
von der Bezahlung einer Lehrvergütung abhängig gemacht werden. Die Befugnis zur
Führung dieser Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn sich der frühere Juniorprofessor
ihrer als nicht würdig erweist.

Weitere Fassungen dieser Norm

§ 51 LHG, vom 01.01.2005, gültig ab 01.03.2009 bis 14.02.2011

§ 51 LHG wird von folgenden Dokumenten zitiert

Rechtsprechung

Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 9. Senat, 2. Mai 2007, Az: NC 9 S 105/06

Gesetze Landesrecht

Baden-Württemberg
§ 51a LHG, gültig ab 15.02.2011
§ 81 LHG, gültig ab 15.02.2011
Besoldungsgruppe W 1 LBesGBW, gültig ab 01.01.2011
§ 59 LBesGBW, gültig ab 01.01.2011
§ 45 LHG, gültig ab 01.01.2011

 

© juris GmbH
 

Druck- und Speicheransicht http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/q8q/page/bsbawue...

2 von 2 15.06.2011 14:44



Landesrecht BW
 

Einzelnorm  

 
 
 

 
Amtliche Abkürzung: LHG

Fassung vom: 01.01.2005

Gültig ab: 15.02.2011

Dokumenttyp: Gesetz

 

Quelle:

Gliederungs-Nr: 2230-1

Gesetz über die Hochschulen in Baden-Württemberg
(Landeshochschulgesetz - LHG)

Vom 1. Januar 2005 *)

§ 51a
Dozenten

(1) Dozenten sind, unbeschadet der weiteren Dienstaufgaben nach § 46, schwerpunktmäßig
in der Lehre tätig.

(2) Einstellungsvoraussetzungen für Dozenten sind neben den allgemeinen dienstrechtlichen
Voraussetzungen

ein abgeschlossenes Hochschulstudium,1.

besondere pädagogische Eignung, die in der Regel durch Erfahrungen in der Lehre
oder Ausbildung nachzuweisen ist,

2.

eine besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die
Qualität einer Promotion nachgewiesen wird.

3.

Auf eine Stelle, deren Funktionsbeschreibung die Wahrnehmung
erziehungswissenschaftlicher oder fachdidaktischer Aufgaben in der Lehrerbildung vorsieht,
soll nur berufen werden, wer eine dreijährige Schulpraxis nachweist. § 51 Abs. 4 bis 6 gilt
entsprechend.

(3) Die erste Berufung erfolgt, vorbehaltlich des Satzes 7, in das Amt des Juniordozenten.
Das Dienstverhältnis des Juniordozenten ist auf vier Jahre zu befristen. Hat sich der
Juniordozent in dieser Zeit nach den Ergebnissen einer Evaluation seiner Leistungen als
Hochschullehrer insbesondere in der Lehre bewährt, soll das Dienstverhältnis mit seiner
Zustimmung auf Vorschlag der zuständigen Fakultät vom Vorstandsvorsitzenden auf
insgesamt sechs Jahre verlängert werden; anderenfalls kann das Dienstverhältnis mit
Zustimmung des Juniordozenten um bis zu ein Jahr verlängert werden. Eine weitere
Verlängerung ist abgesehen von den Fällen des § 45 Abs. 6 nicht zulässig; dies gilt auch für
eine erneute Einstellung als Juniordozent. Hat sich der Juniordozent in der Verlängerung
nach Satz 3 Halbsatz 1 weiter bewährt, kann er in ein unbefristetes Dienstverhältnis
übernommen werden (Hochschuldozent). In diesem Fall findet Absatz 2 Satz 3 keine
Anwendung. Als Hochschuldozent kann ferner berufen werden, wer neben den
Voraussetzungen nach Absatz 2 eine Habilitation, den erfolgreichen Abschluss einer
Tätigkeit als Juniorprofessor oder die Voraussetzungen nach § 47 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. c
sowie eine weitere, über das Maß nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 hinausgehende Erfahrung und
Eignung für die Lehre nachweist. An Universitäten beschäftigte Hochschuldozenten können
die hochschulrechtliche Bezeichnung »Universitätsdozent« oder »Universitätsdozentin«
führen.

(4) Die Beschäftigung als Juniordozent erfolgt im Beamtenverhältnis auf Zeit oder im
befristeten Angestelltenverhältnis. Die Beschäftigung als Hochschuldozent erfolgt im
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefristeten Angestelltenverhältnis;
Ausnahmen sind entsprechend § 50 Abs. 1 und Abs. 2 Sätze 1 und 2 sowie 4 bis 8 möglich.
Der Eintritt in den Ruhestand mit Ablauf der Dienstzeit als Juniordozent ist ausgeschlossen.
Für den Hochschuldozenten gilt § 49 Abs. 4 bis 7 entsprechend. Dozenten im
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Angestelltenverhältnis führen die Bezeichnung »Juniordozent«/»Juniordozentin« oder
»Hochschuldozent«/ »Hochschuldozentin«; Absatz 3 Satz 8 gilt für Hochschuldozenten im
Angestelltenverhältnis entsprechend.

(5) Der Senat kann auf Vorschlag der Fakultät die Bezeichnung »außerplanmäßiger
Professor« oder »außerplanmäßige Professorin« verleihen, sofern die Person ein Amt als
Hochschuldozent wahrnimmt oder sich im Beschäftigungsverhältnis als Juniordozent nach
Maßgabe von Absatz 3 Satz 5 bewährt hat und nach dessen Ablauf weiterhin Aufgaben in
der Lehre im Umfang von mindestens zwei Semesterwochenstunden wahrnimmt; die
Durchführung dieser Veranstaltungen darf nicht von der Bezahlung einer Lehrvergütung
abhängig gemacht werden. Die Befugnis zur Führung dieser Bezeichnung kann widerrufen
werden, wenn sich der Hochschuldozent oder der frühere Juniordozent ihrer als nicht würdig
erweisen.

Weitere Fassungen dieser Norm

§ 51a LHG, vom 01.01.2005, gültig ab 24.11.2007 bis 14.02.2011

§ 51a LHG wird von folgenden Dokumenten zitiert

Gesetze Landesrecht

Baden-Württemberg
§ 81 LHG, gültig ab 15.02.2011
Besoldungsgruppe W 2 LBesGBW, gültig ab 01.01.2011
§ 37 LBesGBW, gültig ab 01.01.2011
§ 59 LBesGBW, gültig ab 01.01.2011
§ 8 LBVO, gültig ab 01.01.2011
Besoldungsgruppe W 2 LBesG, gültig ab 14.08.2010 bis 31.12.2010
Besoldungsgruppe W 2 LBesG, gültig ab 02.09.2009 bis 13.08.2010
Besoldungsgruppe W 2 LBesG, gültig ab 01.09.2009 bis 01.09.2009
Besoldungsgruppe W 2 LBesG, gültig ab 25.07.2009 bis 31.08.2009
§ 10 LBesG, gültig ab 25.07.2009 bis 31.12.2010
Besoldungsgruppe W 2 LBesG, gültig ab 01.03.2009 bis 24.07.2009
§ 10 LBesG, gültig ab 01.03.2009 bis 24.07.2009
Besoldungsgruppe W 2 LBesG, gültig ab 01.01.2009 bis 28.02.2009
Besoldungsgruppe W 2 LBesG, gültig ab 24.11.2007 bis 31.12.2008
§ 10 LBesG, gültig ab 24.11.2007 bis 28.02.2009
§ 12 LBesG, gültig ab 24.11.2007 bis 31.12.2010
§ 8 LBVO, gültig ab 24.11.2007 bis 31.12.2010
§ 1 LVVO, gültig ab 24.11.2007
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Gesetz über die Hochschulen in Baden-Württemberg
(Landeshochschulgesetz - LHG)

Vom 1. Januar 2005 *)

§ 52
Akademische Mitarbeiter

(1) Akademische Mitarbeiter sind die Beamten und Angestellten, denen weisungsgebunden
im Rahmen der Aufgabenerfüllung der Hochschule, insbesondere in Wissenschaft,
Forschung, Lehre und Weiterbildung, wissenschaftliche Dienstleistungen nach Maßgabe ihrer
Dienstaufgabenbeschreibung obliegen. Zu den wissenschaftlichen Dienstleistungen gehört
auch die Wahrnehmung von Aufgaben in der Lehre. Im Bereich der Medizin gehören zu den
wissenschaftlichen Dienstleistungen auch Tätigkeiten in der Krankenversorgung. Soweit
Akademische Mitarbeiter Hochschullehrern zugeordnet sind, erbringen sie ihre
wissenschaftlichen Dienstleistungen unter deren fachlicher Verantwortung und Betreuung.
Ist Akademischen Mitarbeitern nach Satz 6 Halbsatz 2 auch die Prüfungsbefugnis
übertragen, gehört die Mitwirkung an Prüfungen zu ihren Dienstaufgaben. Die
Dienstaufgabenbeschreibung wird vom Vorstand auf Vorschlag des Fakultätsvorstands
erlassen, wobei diese Aufgabe vom Vorstand auf den Fakultätsvorstand übertragen werden
kann; in begründeten Fällen kann Akademischen Mitarbeitern auf Vorschlag des
Fakultätsvorstands vom Vorstand auch die selbstständige Wahrnehmung von Aufgaben in
Forschung und Lehre übertragen werden. Akademische Mitarbeiter haben einen Anspruch
auf die Erstellung einer Dienstaufgabenbeschreibung, die auch den Umfang der
Lehrverpflichtung festlegt. Dienstaufgabenbeschreibungen stehen unter dem Vorbehalt der
Änderung nach den Bedürfnissen der Hochschule.

(2) Akademischen Mitarbeitern, die befristet beschäftigt werden, können Aufgaben
übertragen werden, die auch der Vorbereitung einer Promotion oder der Erbringung
zusätzlicher wissenschaftlicher Leistungen förderlich sind. Ihnen soll im Rahmen ihrer
Dienstaufgaben ausreichend Gelegenheit zu eigener vertiefter wissenschaftlicher Arbeit
gegeben werden.

(3) Einstellungsvoraussetzung für Akademische Mitarbeiter ist neben den allgemeinen
dienstrechtlichen Voraussetzungen in der Regel ein abgeschlossenes Hochschulstudium.
Sollen Akademische Mitarbeiter als Beamte des höheren Dienstes beschäftigt werden, so
wird ihnen ein Amt der Laufbahn des Akademischen Rates der Landesbesoldungsordnung A
in Anlage I zum Landesbesoldungsgesetz übertragen, sofern sie die dienstrechtlichen
Voraussetzungen erfüllen. Werden Beamte oder Richter an die Hochschule als Akademische
Mitarbeiter abgeordnet, soll die Abordnung in der Regel sechs Jahre nicht überschreiten.

(4) Akademische Mitarbeiter mit qualifizierter Promotion sowie Ärzte oder Zahnärzte mit der
Anerkennung als Facharzt oder, soweit diese in dem jeweiligen Fachgebiet nicht vorgesehen
ist, mit dem Nachweis einer ärztlichen Tätigkeit von mindestens fünf Jahren nach Erhalt der
Approbation, Bestallung oder Erlaubnis der Berufsausübung können zum Akademischen Rat
im Beamtenverhältnis auf Zeit für die Dauer von drei Jahren ernannt werden; bei
Wahrnehmung von Aufgaben eines Oberarztes im Bereich der Medizin erfolgt die Ernennung
zum Akademischen Oberrat. Ihnen ist die selbstständige Wahrnehmung von Aufgaben in
Forschung, Lehre und Weiterbildung zu übertragen und Gelegenheit zu eigener
wissenschaftlicher Weiterbildung zu geben. Das Dienstverhältnis kann um drei Jahre
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verlängert werden. Eine weitere Verlängerung des Dienstverhältnisses oder eine erneute
Ernennung zum Akademischen Rat oder Akademischen Oberrat im Beamtenverhältnis auf
Zeit ist unzulässig. Der Eintritt in den Ruhestand mit Ablauf der Dienstzeit ist
ausgeschlossen.

(5) Vorgesetzter der Akademischen Mitarbeiter ist der Leiter der Hochschuleinrichtung, der
sie zugeordnet sind, bei ausschließlicher Zuordnung zu einer Fakultät der Dekan. Soweit
Akademische Mitarbeiter dem Aufgabenbereich eines Hochschullehrers zugewiesen sind, ist
dieser weisungsbefugt.

(6) Akademische Mitarbeiter sind ferner die an Akademien der Bildenden Künste und der
Hochschule für Gestaltung tätigen Technischen Lehrer, Technischen Oberlehrer,
Fachschulräte sowie die ihnen in der Vergütung gleichgestellten angestellten Lehrkräfte an
diesen Hochschulen. Ihnen obliegen im Rahmen ihres Faches auch Dienstleistungen in
praktisch-technischer Hinsicht bei künstlerischen Entwicklungsvorhaben und bei der
Wartung von Einrichtungsgegenständen und Geräten. Einstellungsvoraussetzung sind
hierfür abweichend von Absatz 3 in der Regel die Meisterprüfung sowie gute fachbezogene
Leistungen in der Praxis und pädagogische Eignung.

(7) Hauptberuflich tätigen Akademischen Mitarbeitern mit der Verpflichtung zu
selbstständigem Unterricht an Musikhochschulen verleiht die Hochschule für die Zeit der
Zugehörigkeit zum Lehrkörper die hochschulrechtliche Bezeichnung »Dozent an einer
Musikhochschule« oder »Dozentin an einer Musikhochschule«. Sie müssen in der Regel ein
abgeschlossenes Hochschulstudium sowie gute fachbezogene Leistungen in der Praxis und
pädagogische Eignung nachweisen.

(8) Lektoren sind hauptberuflich tätige Akademische Mitarbeiter, die Lehrveranstaltungen,
insbesondere in den lebenden Fremdsprachen und zur Landeskunde, durchführen. Sie sollen
ein abgeschlossenes Hochschulstudium nachweisen und eine zu vermittelnde lebende
Fremdsprache als Muttersprache sprechen.

§ 52 LHG wird von folgenden Dokumenten zitiert

Rechtsprechung

Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 9. Senat, 13. August 2010, Az: NC 9 S 357/10

Gesetze Landesrecht

Baden-Württemberg
§ 11 LHG, gültig ab 01.01.2013
§ 11 LHG, gültig ab 01.01.2011 bis 31.12.2012
§ 9 KITG, gültig ab 25.07.2009
§ 10 LHG, gültig ab 01.03.2009
§ 11 LHG, gültig ab 01.03.2009 bis 31.12.2010
§ 24 LHG, gültig ab 01.03.2009
§ 11 LHG, gültig ab 22.10.2008 bis 28.02.2009
§ 1 HSchulFördRefUmsG BW, gültig ab 24.11.2007
§ 10 LHG, gültig ab 24.11.2007 bis 28.02.2009
§ 11 LHG, gültig ab 24.11.2007 bis 21.10.2008
§ 24 LHG, gültig ab 24.11.2007 bis 28.02.2009
§ 7 KHSchulLehrV BW, gültig ab 24.11.2007
§ 1 LVVO, gültig ab 24.11.2007
§ 12 2. HRÄG, gültig ab 06.01.2005
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